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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 18/13716 

zur Änderung des Polizeiaufgabengesetzes und weiterer Rechtsvorschriften  

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Prof. Dr. Ingo Hahn, Katrin Ebner-Stei-
ner, Christoph Maier u.a. und Fraktion (AfD) 

Drs. 18/16245 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Polizeiaufgaben-
gesetzes und weiterer Rechtsvorschriften  
(Drs. 18/13716) 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Gülseren Demirel u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 18/16311 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Polizeiaufgaben-
gesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Keine DNA-Analyse im Gefahrenabwehrrecht 
(Drs. 18/13716) 

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Gülseren Demirel u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 18/16312 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Polizeiaufgaben-
gesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Verfassungskonforme Gewahrsamshöchstdauer und kein Präventivge-
wahrsam bei Verstoß gegen Ordnungswidrigkeiten 
(Drs. 18/13716) 

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Gülseren Demirel u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 18/16313 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Polizeiaufgaben-
gesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Bodycams in Wohnungen verfassungskonform ausgestalten 
(Drs. 18/13716) 
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6. Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Gülseren Demirel u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 18/16314 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Polizeiaufgaben-
gesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Verpflichtender anwaltlicher Beistand bei Freiheitsentzug 
(Drs. 18/13716) 

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Florian von Brunn, Dr. Simone Stroh-
mayr, Ruth Müller u.a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 18/16369 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Polizeiaufgaben-
gesetzes und weiterer Rechtsvorschriften  
(Drs. 18/13716) 

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Martin Hagen, Alexander Muthmann, 
Julika Sandt u.a. und Fraktion (FDP) 

Drs. 18/16516 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Polizeiaufgaben-
gesetzes und weiterer Rechtsvorschriften  
hier: Befugnisse bei drohender Gefahr auf Sachverhaltsaufklärung be-
schränken 
(Drs. 18/13716) 

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Martin Hagen, Alexander Muthmann, 
Julika Sandt u.a. und Fraktion (FDP) 

Drs. 18/16517 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Polizeiaufgaben-
gesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Befugnisse bei der Identitätsfeststellung einschränken 
(Drs. 18/13716) 

10. Änderungsantrag der Abgeordneten Martin Hagen, Alexander Muthmann, 
Julika Sandt u.a. und Fraktion (FDP) 

Drs. 18/16518 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Polizeiaufgaben-
gesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Keine molekulargenetischen Untersuchungen zur Gefahrenabwehr 
(Drs. 18/13716) 

11. Änderungsantrag der Abgeordneten Martin Hagen, Alexander Muthmann, 
Julika Sandt u.a. und Fraktion (FDP) 

Drs. 18/16519 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Polizeiaufgaben-
gesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Dauer des Präventivgewahrsams reduzieren 
(Drs. 18/13716) 
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12. Änderungsantrag der Abgeordneten Martin Hagen, Alexander Muthmann, 
Julika Sandt u.a. und Fraktion (FDP) 

Drs. 18/16520 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Polizeiaufgaben-
gesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Einsatz von Bodycams 
(Drs. 18/13716) 

13. Änderungsantrag der Abgeordneten Martin Hagen, Alexander Muthmann, 
Julika Sandt u.a. und Fraktion (FDP) 

Drs. 18/16521 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Polizeiaufgaben-
gesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Eingriffsintensive Maßnahmen von Behörden dokumentieren 
(Drs. 18/13716) 

14. Änderungsantrag der Abgeordneten Martin Hagen, Alexander Muthmann, 
Julika Sandt u.a. und Fraktion (FDP) 

Drs. 18/16522 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Polizeiaufgaben-
gesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Beiordnung eines gesetzlichen Vertreters 
(Drs. 18/13716) 

15. Änderungsantrag der Abgeordneten Manfred Ländner, Tobias Reiß, Hol-
ger Dremel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Wolfgang Hauber u.a. und Frak-
tion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 18/16523 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Polizeiaufgaben-
gesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Einwilligung in DNA-Maßnahme u. a. 
(Drs. 18/13716)  

16. Änderungsantrag der Abgeordneten Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, 
Wolfgang Hauber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Manfred Ländner, Tobias Reiß, Holger Dremel u.a. CSU 

Drs. 18/16524 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Polizeiaufgaben-
gesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Rechtsanwaltsbestellung u. a. 
(Drs. 18/13716)  

17. Änderungsantrag der Abgeordneten Manfred Ländner, Tobias Reiß, Hol-
ger Dremel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Wolfgang Hauber u.a. und Frak-
tion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 18/16620 
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zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Polizeiaufgaben-
gesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Zuverlässigkeitsüberprüfung u. a. 
(Drs. 18/13716) 

18. Änderungsantrag der Abgeordneten Florian von Brunn, Dr. Simone Stroh-
mayr, Ruth Müller u.a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 18/17084 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Polizeiaufgaben-
gesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Verfassungskonforme Ausgestaltung von Zuverlässigkeitsüberprüfun-
gen zum Schutz der Polizei und staatlicher Veranstaltungen sowie zum 
Schutz von Veranstaltungen in nicht öffentlicher Trägerschaft im Polizeiauf-
gabengesetz 
(Drs. 18/13716) 

 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durchgeführt werden: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 7 wird Art. 14 Abs. 3 wie folgt gefasst:  

„(3) 1Die Polizei kann dem Betroffenen zudem Körperzellen entnehmen 
und diese zur Feststellung des DNA-Identifizierungsmusters molekularge-
netisch untersuchen, wenn dies zur Abwehr einer Gefahr für ein bedeuten-
des Rechtsgut erforderlich ist und andere erkennungsdienstliche Maßnah-
men nicht hinreichend sind. 2Die Entnahme von Körperzellen darf nur mit 
schriftlicher Einwilligung des Betroffenen oder auf Anordnung durch den 
Richter, die molekulargenetische Untersuchung nur auf Anordnung durch 
den Richter erfolgen. 3Die einwilligende Person ist darüber zu belehren, für 
welchen Zweck die zu erhebenden Daten verwendet werden.“  

b) In Nr. 22 wird Art. 36 Abs. 6 wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Art. 34 Abs. 3 Satz 2“ durch die Angabe 
„Art. 34 Abs. 2 Satz 2“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „Art. 34 Abs. 2“ durch die Angabe „Art. 34 
Abs. 3“ ersetzt. 

c) Nr. 34 Buchst. d wird aufgehoben. 

d) Nr. 35 Buchst. a Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. bbb wird wie folgt ge-
fasst: 

‚bbb) Nr. 2 wird Nr. 1 und die Angabe „Art. 34 Abs. 2 Satz 3“ durch die  
   Angabe „Art. 34 Abs. 3“ ersetzt.‘ 

e) Nach Nr. 36 wird folgende Nr. 37 eingefügt: 

‚37. Nach Art. 60 wird folgender Art. 60a eingefügt: 

„Art. 60a 

Zuverlässigkeitsüberprüfung 

(1) 1Bei Anlässen, die mit erheblichen Sicherheitsrisiken verbunden 
sind, kann die Polizei personenbezogene Daten einer Person mit deren 
schriftlicher oder elektronischer Zustimmung bei öffentlichen und nichtöf-
fentlichen Stellen erheben, übermitteln und anderweitig verarbeiten (Zu-
verlässigkeitsüberprüfung), soweit dies im Hinblick auf den Anlass und 
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die Tätigkeit der betroffenen Person erforderlich und angemessen ist. 
2Die Erforderlichkeit und der Umfang der Verarbeitung sind anhand einer 
Gefährdungsanalyse festzulegen, wobei sich die Datenerhebung nach 
dem Zweck der Zuverlässigkeitsüberprüfung richtet. 3Zuverlässigkeits-
überprüfungen können insbesondere erfolgen 

1. zur Regelung der besonderen Zugangsberechtigung zu Veranstaltun-
gen und Veranstaltungsreihen, die besonders gefährdet sind, 

2. für den privilegierten Zutritt zu einem Amtsgebäude oder einem anderen 
gefährdeten Objekt oder Bereich, 

3. für die Erbringung von Dienstleistungen zur Unterstützung behördlicher 
Aufgaben, 

4. bei Personen, die Zugang zu Unterlagen oder ähnlichen Inhalten haben 
sollen, aus denen sich sicherheitsrelevante Erkenntnisse für die Tätig-
keit von Polizei und Sicherheitsbehörden ergeben oder 

5. zu Zwecken des Personen- und Objektschutzes. 

4Die Polizei kann hierzu die Identität der Person feststellen, deren Zuver-
lässigkeit überprüft werden soll, und zu diesem Zweck auch von ihr vor-
gelegte Ausweisdokumente kopieren oder Kopien von Ausweisdokumen-
ten anfordern. 

(2) 1Die Polizei ist befugt, das Ergebnis ihrer Zuverlässigkeitsüberprü-
fung an eine andere Stelle zu übermitteln, wenn die Beurteilung der Zu-
verlässigkeit der anderen Stelle obliegt. 2Hat die Polizei dabei Zuverläs-
sigkeitsbedenken, ist die betroffene Person vor der Datenübermittlung an 
die andere Stelle über die Bedenken der Polizei zu informieren, wenn die 
betroffene Person dies schriftlich oder in elektronischer Form gegenüber 
der Polizei zuvor erklärt hat. 3In den Fällen des Satzes 2 gibt die Polizei 
der betroffenen Person Gelegenheit, Einwände gegen die Sicherheitsbe-
denken schriftlich oder in elektronischer Form vorzubringen, welche vor 
der Übermittlung nach Satz 1 zu prüfen sind. 4Die betroffene Person ist 
von der anderen Stelle auf die Möglichkeiten nach den Sätzen 2 und 3 
und über Ablauf und Inhalt des polizeilichen Überprüfungsverfahrens 
spätestens vor der erstmaligen Datenübermittlung an die Polizei hinzu-
weisen. 5Hat die Polizei Zweifel daran, dass die andere Stelle ihrer Ver-
pflichtung nach Satz 4 nachgekommen ist, ist die betroffene Person 
durch die Polizei vor der Übermittlung nach Satz 1 über das Bestehen 
von Sicherheitsbedenken zu informieren. 6Von der Information des Be-
troffenen nach den Sätzen 2 und 5 kann unter den Voraussetzungen des 
Art. 65 Abs. 2 und 3 abgesehen werden. 7Erfolgt die Mitteilung an eine 
nichtöffentliche Stelle, beschränkt sich die Mitteilung nach Satz 1 darauf, 
dass Zuverlässigkeitsbedenken bestehen. 

(3) Die Polizei kann die andere Stelle dazu verpflichten, ihr mitzuteilen, 
wenn sie eine Person trotz bekannter Zuverlässigkeitsbedenken der Poli-
zei gleichwohl für den Anlass verwendet, für den die Zuverlässigkeits-
überprüfung durchgeführt wurde. 

(4) Art. 54 Abs. 2 Satz 6 findet keine Anwendung. 

(5) 1Die Polizei kann ferner Personen, die eine Tätigkeit in einer Be-
hörde der Polizei oder des Verfassungsschutzes anstreben, mit deren 
schriftlicher oder elektronischer Zustimmung einer Zuverlässigkeitsüber-
prüfung nach Abs. 1 unterziehen. 2In diesen Fällen findet Arbeits- und 
Beamtenrecht Anwendung.“ ‘ 

f) Die bisherigen Nrn. 37 bis 45 werden die Nrn. 38 bis 46. 

g) Die bisherige Nr. 46 wird Nr. 47 und wie folgt geändert: 

aa) In Art. 94 Nr. 7 wird die Angabe „Abs. 2“ durch die Angabe „Abs. 3“ er-
setzt. 
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bb) In Art. 95 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „für“ die Wörter „die 
Anordnung von“ eingefügt, sowie die Angabe „Art. 14 Abs. 3“ durch die 
Angabe „Art. 14 Abs. 3 Satz 2 Alt. 2“ ersetzt.  

cc) Art. 97 Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Zur richterlichen Entscheidung über die Fortdauer der Freiheitsent-
ziehung über das Ende des Tages nach dem Ergreifen hinaus bestellt 
das Gericht der in Gewahrsam genommenen Person, die noch keinen 
anwaltlichen Vertreter hat, von Amts wegen für die Dauer des Vollzugs 
einen anwaltlichen Vertreter als Bevollmächtigten.“ 

h) Die bisherigen Nrn. 47 bis 50 werden die Nrn. 48 bis 51. 

2. Nach § 3 wird folgender § 4 eingefügt: 

‚§ 4 

Änderung des Bayerischen Versammlungsgesetzes 

Das Bayerische Versammlungsgesetz (BayVersG) vom 22. Juli 2008 (GVBl. 
S. 421, BayRS 2180-4-I), das zuletzt durch § 1 Abs. 176 der Verordnung vom 
26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen. 

2. In Art. 8 Abs. 3 werden die Wörter „ , im Internet“ gestrichen und die 
Wörter „von Schriften, Ton- oder Bildträgern, Datenspeichern, Abbil-
dungen oder anderen Darstellungen“ werden durch die Wörter „eines 
Inhalts nach § 11 Abs. 3 des Strafgesetzbuchs (StGB)“ ersetzt. 

3. In Art. 22 Satz 2 werden die Wörter „des Strafgesetzbuchs“ durch die 
Angabe „StGB“ ersetzt.‘ 

3. Der bisherige § 4 wird § 5. 

Berichterstatter zu 1, 16-17:   Alfred Grob 
Berichterstatter zu 2:   Richard Graupner 
Berichterstatter zu 3-6:   Dr. Martin Runge 
Berichterstatter zu 7:   Horst Arnold 
Berichterstatter zu 8-14:   Alexander Muthmann 
Berichterstatter zu 15:   Wolfgang Hauber 
Mitberichterstatter zu 1, 15-17: Dr. Martin Runge 
Mitberichterstatter zu 2, 4-9, 11-14: Alfred Grob 
Mitberichterstatter zu 3, 10:   Wolfgang Hauber 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Si-
cherheit und Sport federführend zugewiesen. Der Ausschuss hat eine 1. und 
2. Beratung durchgeführt. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes 
hat den Gesetzentwurf mitberaten. 
Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und die Änderungsan-
träge Drs. 18/16245, Drs. 18/16311, Drs. 18/16312, Drs. 18/16313, Drs. 
18/16314, Drs. 18/16369, Drs. 18/16516, Drs. 18/16517, Drs. 18/16518, Drs. 
18/16519, Drs. 18/16520, Drs. 18/16521, Drs. 18/16522, Drs. 18/16523, Drs. 
18/16524 und Drs. 18/16620 in seiner 40. Sitzung am 23. Juni 2021 in einer  
1. Beratung behandelt. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
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 AfD: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen 
durchgeführt werden: 
 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nr. 7 wird Art. 14 Abs. 3 wie folgt gefasst:  

„(3) 1Die Polizei kann dem Betroffenen zudem Körperzellen entneh-
men und diese zur Feststellung des DNA-Identifizierungsmusters mo-
lekulargenetisch untersuchen, wenn dies zur Abwehr einer Gefahr für 
ein bedeutendes Rechtsgut erforderlich ist und andere erkennungs-
dienstliche Maßnahmen nicht hinreichend sind. 2Die Entnahme von 
Körperzellen darf nur mit schriftlicher Einwilligung des Betroffenen o-
der auf Anordnung durch den Richter, die molekulargenetische Unter-
suchung nur auf Anordnung durch den Richter erfolgen. 3Die einwilli-
gende Person ist darüber zu belehren, für welchen Zweck die zu erhe-
benden Daten verwendet werden.“  

b) In Nr. 22 wird Art. 36 Abs. 6 wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Art. 34 Abs. 3 Satz 2“ durch die An-
gabe „Art. 34 Abs. 2 Satz 2“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „Art. 34 Abs. 2“ durch die Angabe 
„Art. 34 Abs. 3“ ersetzt. 

c) Nr. 34 Buchst. d wird aufgehoben. 

d) Nr. 35 Buchst. a Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. bbb wird wie folgt 
gefasst: 

‚bbb) Nr. 2 wird Nr. 1 und die Angabe „Art. 34 Abs. 2 Satz 3“ durch die  
   Angabe „Art. 34 Abs. 3“ ersetzt.‘ 

e) Nach Nr. 36 wird folgende Nr. 37 eingefügt: 

‚37.  Nach Art. 60 wird folgender Art. 60a eingefügt: 

„Art. 60a 

Zuverlässigkeitsüberprüfung 

(1) 1Bei Anlässen, die mit erheblichen Sicherheitsrisiken verbun-
den sind, kann die Polizei personenbezogene Daten einer Person mit 
deren schriftlicher oder elektronischer Zustimmung bei öffentlichen 
und nichtöffentlichen Stellen erheben, übermitteln und anderweitig 
verarbeiten (Zuverlässigkeitsüberprüfung), soweit dies im Hinblick auf 
den Anlass und die Tätigkeit der betroffenen Person erforderlich und 
angemessen ist. 2Die Erforderlichkeit und der Umfang der Verarbei-
tung sind anhand einer Gefährdungsanalyse festzulegen. 3Zuverläs-
sigkeitsüberprüfungen können insbesondere erfolgen 

1. zur Regelung der besonderen Zugangsberechtigung zu Veranstal-
tungen und Veranstaltungsreihen, die besonders gefährdet sind, 

2. für den privilegierten Zutritt zu einem Amtsgebäude oder einem an-
deren gefährdeten Objekt oder Bereich, 

3. für die Erbringung von Dienstleistungen zur Unterstützung behördli-
cher Aufgaben, 

4. bei Personen, die Zugang zu Unterlagen oder ähnlichen Inhalten 
haben sollen, aus denen sich sicherheitsrelevante Erkenntnisse für 
die Tätigkeit von Polizei und Sicherheitsbehörden ergeben oder 

5. zu Zwecken des Personen- und Objektschutzes. 

4Die Polizei kann hierzu die Identität der Person feststellen, deren Zu-
verlässigkeit überprüft werden soll, und zu diesem Zweck auch von 
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ihr vorgelegte Ausweisdokumente kopieren oder Kopien von Aus-
weisdokumenten anfordern. 

(2) 1Die Polizei ist befugt, das Ergebnis ihrer Zuverlässigkeitsüber-
prüfung an eine andere Stelle zu übermitteln, wenn die Beurteilung 
der Zuverlässigkeit der anderen Stelle obliegt. 2Hat die Polizei dabei 
Zuverlässigkeitsbedenken, ist die betroffene Person vor der Daten-
übermittlung an die andere Stelle über die Bedenken der Polizei zu 
informieren, wenn die betroffene Person dies schriftlich oder in elekt-
ronischer Form gegenüber der Polizei zuvor erklärt hat. 3In den Fäl-
len des Satzes 2 gibt die Polizei der betroffenen Person Gelegenheit, 
Einwände gegen die Sicherheitsbedenken schriftlich oder in elektroni-
scher Form vorzubringen, welche vor der Übermittlung nach Satz 1 
zu prüfen sind. 4Die betroffene Person ist von der anderen Stelle auf 
die Möglichkeiten nach den Sätzen 2 und 3 und über Ablauf und In-
halt des polizeilichen Überprüfungsverfahrens spätestens vor der 
erstmaligen Datenübermittlung an die Polizei hinzuweisen. 5Hat die 
Polizei Zweifel daran, dass die andere Stelle ihrer Verpflichtung nach 
Satz 4 nachgekommen ist, ist die betroffene Person durch die Polizei 
vor der Übermittlung nach Satz 1 über das Bestehen von Sicherheits-
bedenken zu informieren. 6Von der Information des Betroffenen nach 
den Sätzen 2 und 5 kann unter den Voraussetzungen des Art. 65 
Abs. 2 und 3 abgesehen werden. 7Erfolgt die Mitteilung an eine nicht-
öffentliche Stelle, beschränkt sich die Mitteilung nach Satz 1 darauf, 
dass Zuverlässigkeitsbedenken bestehen. 

(3) Die Polizei kann die andere Stelle dazu verpflichten, ihr mitzu-
teilen, wenn sie eine Person trotz bekannter Zuverlässigkeitsbeden-
ken der Polizei gleichwohl für den Anlass verwendet, für den die Zu-
verlässigkeitsüberprüfung durchgeführt wurde. 

(4) Art. 54 Abs. 2 Satz 6 findet keine Anwendung. 

(5) 1Die Polizei kann ferner Personen, die eine Tätigkeit in einer 
Behörde der Polizei oder des Verfassungsschutzes anstreben, mit 
deren schriftlicher oder elektronischer Zustimmung einer Zuverlässig-
keitsüberprüfung nach Abs. 1 unterziehen. 2In diesen Fällen findet Ar-
beits- und Beamtenrecht Anwendung.“ ‘ 

f) Die bisherigen Nrn. 37 bis 45 werden die Nrn. 38 bis 46. 

g) Die bisherige Nr. 46 wird Nr. 47 und wie folgt geändert: 

aa) In Art. 94 Nr. 7 wird die Angabe „Abs. 2“ durch die Angabe „Abs. 3“ 
ersetzt. 

bb) In Art. 95 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „für“ die Wörter 
„die Anordnung von“ eingefügt, sowie die Angabe „Art. 14 Abs. 3“ 
durch die Angabe „Art. 14 Abs. 3 Satz 2 Alt. 2“ ersetzt.  

cc) Art. 97 Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Zur richterlichen Entscheidung über die Fortdauer der Frei-
heitsentziehung über das Ende des Tages nach dem Ergreifen hin-
aus bestellt das Gericht der in Gewahrsam genommenen Person, 
die noch keinen anwaltlichen Vertreter hat, von Amts wegen für die 
Dauer des Vollzugs einen anwaltlichen Vertreter als Bevollmäch-
tigten.“ 

h) Die bisherigen Nrn. 47 bis 50 werden die Nrn. 48 bis 51. 

2. Nach § 3 wird folgender § 4 eingefügt: 

‚§ 4 

Änderung des Bayerischen Versammlungsgesetzes 
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Das Bayerische Versammlungsgesetz (BayVersG) vom 22. Juli 2008 
(GVBl. S. 421, BayRS 2180-4-I), das zuletzt durch § 1 Abs. 176 der Ver-
ordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen. 

2. In Art. 8 Abs. 3 werden die Wörter „ , im Internet“ gestrichen und 
die Wörter „von Schriften, Ton- oder Bildträgern, Datenspeichern, 
Abbildungen oder anderen Darstellungen“ werden durch die Wör-
ter „eines Inhalts nach § 11 Abs. 3 des Strafgesetzbuchs (StGB)“ 
ersetzt. 

3. In Art. 22 Satz 2 werden die Wörter „des Strafgesetzbuchs“ durch 
die Angabe „StGB“ ersetzt.‘ 

3. Der bisherige § 4 wird § 5. 

 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/16620 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/16523 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/16524 hat der Ausschuss einstim-
mig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/16521 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 18/16311, 18/16313, 18/16314, 
18/16517, 18/16518, 18/16519, 18/16520 und 18/16522 hat der Ausschuss mit 
folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
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 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/16312 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/16369 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/16516 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/16245 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes hat den Gesetzentwurf 
und die Änderungsanträge Drs. 18/16620 und Drs. 18/17084 in seiner 41. Sit-
zung am 13. Juli 2021 mitberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu g e s t im m t  
mit der Maßgabe, dass in Nr. 1 e) im neuen Art. 60a in Abs. 1 Satz 2 nach 
dem Wort „festzulegen“ die Wörter „ , wobei sich die Datenerhebung nach dem 
Zweck der Zuverlässigkeitsüberprüfung richtet“ eingefügt werden.  
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Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/16620 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/17084 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und die Änderungsan-
träge Drs. 18/16620 und Drs. 18/17084 in seiner 42. Sitzung am 14. Juli 2021 
in einer 2. Beratung behandelt. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss unter Berücksichtigung 
der Stellungnahme des Ausschusses für Fragen des öffentlichen Dienstes mit 
folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
zu der in I. enthaltenen Fassung Z u s t im m u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/16620 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
erneut Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/17084 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

5. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
den Gesetzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 18/16245, Drs. 18/16311, 
Drs. 18/16312, Drs. 18/16313, Drs. 18/16314, Drs. 18/16369, Drs. 18/16516, 
Drs. 18/16517, Drs. 18/16518, Drs. 18/16519, Drs. 18/16520, Drs. 18/16521, 
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Drs. 18/16522, Drs. 18/16523, Drs. 18/16524, Drs. 18/16620 und Drs. 
18/17084 in seiner 59. Sitzung am 15. Juli 2021 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  zur Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses 
in der Fassung nach der 2. Beratung empfohlen mit der Maßgabe, dass im 
neuen § 5 als Datum des Inkrafttretens der „1. August 2021“ eingefügt wird. 

 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/16620 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/16523 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/16524 hat der Ausschuss einstim-
mig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/16521 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 18/16311, 18/16313, 18/16314, 
18/16369, 18/16517, 18/16518, 18/16519, 18/16520 und 18/16522 hat der 
Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
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A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/17084 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/16516 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/16312 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 18/16245 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Dr. Martin Runge 
Vorsitzender 

 


